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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. September 1970 

1/4 (IV/1) - 68070 ~ E - Pr 4/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer 
Prämienregelung für die Abschaffung von Kühen und die 
Nichtvermarktung von Milch und Milcherzeugnissen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 11. Septem- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Einführung einer Prämienregelung für die Abschaffung von 
Kühen und die Nichtvermarktung von Milch und Milch- 
erzeugnissen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des | 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame | 
Marktorganisation für Rindfleisch^), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/70^), 
insbesondere auf Artikel 2, ! 

j 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die gegenwärtige Lage auf dem Sektor Milch und i 
Milcherzeugnisse in der Gemeinschaft ist durch be- i 
deutende Überschüsse gekennzeichnet. | 

1 

Bei bestimmten Gruppen von landwirtschaftlichen | 
Betrieben in der Gemeinschaft besteht jedoch die 
Tendenz zur Einstellung der Milcherzeugung oder 
der Vermarktung von Milch und Milcherzeugnissen. 

Diese Tendenz kann durch Einführung einer Ab- 
schaffungsprämie gefördert werden, die für die ! 
Landwirte einen Anreiz darstellt, sich zu verpflich- I 
ten, die Milcherzeugung vollständig aufzugeben und i 
alle auf ihren Betrieben vorhandenen Milchkühe ab- 
zuschaffen. 

Die Höhe der Abschaffungsprämie ist so festzu- 
setzen, daß sie als Ausgleich für den Verlust der 
Einkünfte aus der Milcherzeugung betrachtet werden 
kann. 

Die Einzelheiten der Gewährung der Abschaf- 
fungsprämie sind je nach der Größe des Milchkuh- 
bestandes der landwirtschaftlichen Betriebe unter- 
schiedlich festzulegen. 

Außerdem kann das angestrebte Ziel durch die 
Gewährung von Prämien an die Landwirte erreicht 
werden, die, ohne die Erzeugung aufzugeben, voll- 
ständig und für einen Zeitraum von fünf Jahren auf 
die Vermarktung von Milch und Milcherzeugnissen 
verzichten. Es ist jedoch notwendig, die Gewährung 
dieser Prämie auf Betriebe zu beschränken, deren 
Milcherzeugung relativ hoch ist. 1 

Die Höhe der Prämie für die Nichtvermarktung | 
von Milch und Milcherzeugnissen ist so festzusetzen, ; 
daß sie als Ausgleidi für den Verlust der Einkünfte i 
aus der Vermarktung dieser Erzeugnisse betrachtet | 
werden kann. 


Um die Anwendung dieser Regelung zu erleich- 
tern, ist es angebracht, eine gestaffelte Voraus- 
zahlung der Prämie für die Nichtvermarktung von 
Milch und Milcherzeugnissen vorzusehen. 

Es empfiehlt sich, daß die Hälfte der durch die Ge- 
währung dieser Prämien entstehenden Kosten von 
der Gemeinschaft finanziert wird. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen kommt 
eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck dieser 
Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 Buch- 
stabe a) des Vertrages einschließlich der für das 
ordnungsgemäße Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlichen Strukturänderungen zu ver- 
wirklichen. Sie stellen daher eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. 4. 1970 über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar^). 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 des Rates vom 
6. Oktober 1969 zur Einführung einer Prämienrege- 
lung für die Schlachtung von Kühen und die Nicht- 
vermarktung von Milch und Milcherzeugnissen ^), 
geändert durch die Verordnung Nr. 1386/70^), ist 
außer Kraft zu setzen. 

Jedoch müssen die Bestimmungen für die vor In- 
krafttreten dieser Verordnung gewährten Prämien 
weiterhin anwendbar bleiben - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

ABSCHNITT I 

Prämien für die Abschaffung von Milchkühen 
Artikel 1 

Landwirten, die mindestens zwei Milchkühe halten, 
kann auf Antrag eine Prämie für die Abschaffung 
der Milchkühe gemäß den nachstehenden Vorschrif- 
ten gewährt werden. 

Artikel 2 

Die Prämie wird unter der Voraussetzung gewährt, 
daß der Empfänger seinen Betrieb nicht aufgibt und 
sich schriftlich verpflichtet: 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 
vom 12. Dezember 1969, S. 3 

•‘i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 29. April 1970, S. 13 

•1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 252 
vom 8. Oktober 1969, S. 1 

’'*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 155 
vom 16. Juli 1970, S. 2 
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a) im Laufe eines festzulegenden Zeitraums und 
spätestens bis zum 31. Mai 1971 alle Milchkühe 
seines Betriebes abzuschaffen, 

b) auf die Haltung von Milchkühen während eines 
Zeitraums von fünf Jahren, der am 1. Juni 1971 
beginnt, zu verzichten. 

Artikels 

1. Die Prämie beträgt 200 Rechnungseinheiten je 
abgeschaffte Milchkuh für die zehn ersten Kühe und 
je 130 Rechnungseinheiten für jede ab der elften 
Kuh abgeschafften Milchkuh. 

2. Die Prämie wird nur bis zu einem Betrag ge- 
währt, der der Anzahl der Milchkühe entspricht, die 
zu einem in jedem Mitgliedstaat festgelegten Be- 
zugszeitpunkt im vom Empfänger geführten Betrieb 
gehalten werden. 

Artikel 4 

1. Landwirten, die zwei bis fünf Mildikühe halten, 
wird die Prämie gezahlt, wenn der Antragsteller 
nachweist, daß er der in Artikel 2 Buchstabe a) 
genannten Verpflichtung nachgekommen ist. 

2. Landwirten, die mehr als fünf Milchkühe halten, 
wird ein Betrag von 100 Rechnungseinheiten je ab- 
geschaffte Milchkuh gezahlt, wenn der Antragsteller 
der zuständigen Stelle glaubhaft nachweist, daß er 
der in Artikel 2 Buchstabe a) genannten Verpflich- 
tung nachgekommen ist. Der Restbetrag der Prämie 
wird am Ende einer Zeitspanne von zwei Jahren, die 
mit dem Zeitpunkt der ersten Zahlung beginnt, 
gezahlt, wenn der Empfänger der zuständigen Stelle 
glaubhaft nachweist, daß er während dieses Zeit- 
raums keine Milchkühe gehalten hat. 

ABSCHNITT II 

Prämien für die Nichtvermarktung 
von Milch und Milcherzeugnissen 

Artikel 5 

1. Landwirten, die mehr als zehn Milchkühe halten, 
kann auf Antrag eine Prämie für die Nichtvermark- 
tung von Milch und Milcherzeugnissen, die aus dem 
zum Zeitpunkt der Antragstellung vom Empfänger 
geführten Betrieb stammen, gemäß den nachstehen- 
den Vorschriften gewährt werden. 

2. Hinsichtlich der Prämie kann jeder Betriebs- 
nachfolger die Rechte und Pflichten des Prämien- 
empfängers übernehmen, wie sie im Augenblick der 
Nachfolge bestanden, 

Artikel 6 

Die Gewährung der Prämie ist unter anderem davon 
abhängig, daß der Empfänger sich schriftlich ver- 
pflichtet: 

a) während eines Zeitraums von fünf Jahren in 
vollem Umfang darauf zu verzichten, Milch und 


Milcherzeugnisse aus dem von ihm zum Zeit- 
punkt der Antragstellung geführten Betrieb zu 
verkaufen, wobei dieser Zeitraum am Ende des 
sechsten Monats nach dem Tage der Genehmi- 
gung des Antrags durch die zuständigen Stellen 
beginnt; 

b) während des unter a) genannten Zeitraums von 
fünf Jahren eine Anzahl Großvieheinheiten zu 
halten, die der Zahl der zum Zeitpunkt der An- 
tragstellung gehaltenen Großvieheinheiten ent- 
spricht oder höher ist. 

Artikel 7 

1. Die Prämie wird nur bis zu einem Betrag ge- 
währt, der der Anzahl der Milchkühe entspricht, die 
zu einem von jedem Mitgliedstaat festgelegten Be- 
zugszeitpunkt in vom Empfänger geführten Betrieb 
gehalten werden. Außerdem ist die Gewährung der 
Prämie davon abhängig, daß die durchschnittliche 
Menge Milch oder Milcherzeugnisse, die während 
der dem Bezugszeitpunkt vorausgehenden zwölf 
Monate abgegeben wurde, mindestens 1200 Liter 
Milch je Kuh entsprach. 

2. Die Höhe der Prämie für jede am Tag der An- 
tragstellung im Betrieb gehaltene Milchkuh beträgt: 

— 130 RE, wenn die in Absatz 1 genannte durch- 
schnittliche Menge 1200 1 oder mehr und weniger 
als 2000 1 beträgt; 

— 200 RE, wenn die in Absatz 1 genannte durch- 
schnittliche Menge 2000 1 oder mehr und weniger 
als 2800 1 beträgt; 

— 250 RE, wenn die in Absatz 1 genannte durch- 
schnittliche Menge 2800 1 oder mehr beträgt. 

Artikel 8 

1. Die Prämie wird in drei Teilbeträgen gezahlt. 

2. Ein Betrag von 100 Rechnungseinheiten je Milch- 
kuh wird spätestens am Ende des sechsten Monats 
nach dem Tag der Genehmigung des Antrags durch 
die zuständigen Stellen gezahlt. 

3. Der Restbetrag wird in zwei gleichen Raten ge- 
zahlt, wenn der Empfänger der zuständigen Stelle 
glaubhaft nachgewiesen hat, daß er die Bedingungen 
in Artikel 6 erfüllt hat. 

ABSCHNITT III 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 

Artikel 9 

Als Betrieb im Sinne dieser Verordnung gilt die 
Gesamtheit der von dem Prämienempfänger geführ- 
ten Produktionseinheiten, die auf dem Hoheits- 
gebiet desselben Mitgliedstaates liegen. 

Artikel 1 0 

Die in Artikel 1 und 5 genannten Prämien können 
nicht für denselben Betrieb kumuliert werden. 
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Artikel 1 1 

Nach dem Verfahren des Artikels 27 der Verord- 
nung Nr. 805/68 wird folgendes festgelegt: 

a) der Zeitraum für die Einreichung der Anträge 
und Gewährung der Prämien, 

b) der Zeitraum, in dem die in Artikel 3 Absatz 2 
und in Artikel 7 Absatz 1 genannten Bezugszeit- 
punkte liegen müssen, und andere Maßnahmen, 
die gleichwertige Garantien bieten, falls die auf 
Bezugszeitpunkten beruhende Regelung nicht 
angewandt werden kann, 

c) die Bestimmungen in bezug auf die Kontrolle der 
Einhaltung der Verpflichtungen und in bezug auf 
die Zahlung der Prämie, 

d) die Bestimmungen für die Beibehaltung des 
Prämienrechts in außergewöhnlichen Fällen, ins- 
besondere, wenn der Begünstigte seinen Beruf 
als Landwirt aufgibt, 

e) die übrigen Durchführungsbestimmungen zu den 
vorstehenden Artikeln. 

Artikel 12 

1. Die Gesamtheit der in dieser Verordnung vor- 
gesehenen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 dar. 

2. a) Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die 

gemeinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL 
betragen 55 Millionen Rechnungseinheiten. 

b) Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung 
der in Artikel 5 genannten Maßnahme ist bis 
31. Dezember 1971 begrenzt. 

Artikel 13 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 1 und 5 getätigten Aus- 
gaben kommen für eine Finanzierung durch den 
EAGFL, Abteilung Ausrichtung, in Betracht. 

2. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten 50 % der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

Artikel 14 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe des 
Kalenderjahres getätigten Ausgaben und sind der 
Kommission bis zum 30. Juni des darauffolgenden 
Jahres einzureichen. 

2. über die Beteiligung des Fonds wird gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/ 
70 entschieden. 


Artikel 15 

1. Unbeschadet von Artikel 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 treffen die Mitgliedstaaten in 
Übereinstimmung mit den nationalen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften die erforderlichen Maß- 
nahmen, um bereits gezahlte Beträge wieder einzu- 
treiben, wenn, unter Vorbehalt der Bestimmungen 
des Artikels 11 Buchstabe d), die in den Artikeln 2 
und 6 bezeichneten Verpflichtungen nicht einge- 
halten werden. Sie berichten der Kommission über 
die zu diesem Zweck getroffenen Maßnahmen und 
insbesondere über den Stand der Verwaltungs- und 
Gerichtsverfahren. 

2. Die wieder eingetriebenen Beträge fließen den 
Zahlstellen der Mitgliedstaaten zu und werden von 
diesen zur Hälfte von den vom Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
finanzierten Ausgaben entsprechend dem Anteil der 
gemeinschaftlichen Finanzierung in Abzug gebracht. 

3. Im Falle der erfolglosen Wiedereintreibung der 
Gesamtheit der in Absatz 1 genannten Beträge 
werden die finanziellen Folgen zu gleichen Teilen 
von der Gemeinschaft und dem betreffenden Mit- 
gliedstaat getragen, diejenigen ausgenommen, die 
auf Unregelmäßigkeiten oder Nachlässigkeiten der 
Verwaltungen oder Dienststellen des Mitgliedstaa- 
tes zurückzuführen sind, die vollständig von letzte- 
rem übernommen werden. 

Artikel 16 

Die Durchführungsbestimmungen zu Artikel 13 Ab- 
satz 2 und Artikel 15 werden nach dem Verfahren 
des Artikels 7 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 erlassen. 

Artikel 17 

Die Kommission unterbreitet dem Rat regelmäßig 
auf der Grundlage der ihr von den Mitgliedstaaten 
übermittelten Angaben einen Bericht über die An- 
wendung der mit dieser Verordnung eingeführten 
Prämienregelung. 

Artikel 18 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 und die dazu- 
gehörigen Durchführungsverordnungen werden auf- 
gehoben. Jedoch bleiben ihre Bestimmungen hin- 
sichtlich der vor Inkrafttreten der vorliegenden Ver- 
ordnung gewährten Prämien anwendbar. 

Artikel 19 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Schätzung der durch die Regelung der Prämien für 
die Abschaffung der Kühe und für die Nichtvermark- 
tung der Milch und Milcherzeugnisse entstandenen 
Ausgaben 


I. Abschaffungsprämie 

Aufgestellte Hypothesen: 

1971 werden 250 000 Kühe abgeschafft: 

1. 50 ^/o dieser Kühe, d. h. 125 000, entstamipen 
einem Tierbestand von zwei bis fünf Kühen: 
Zahlung von 200 RE/Kuh im Jahre 1971. 

2. 50^/0 dieser Kühe, d. h. 125 000, entstammen 
einem Tierbestand von sechs Kühen und 
mehr: 


a) 

b) 


Zahlung von 100 RE/Kuh im Jahre 1971, 
Zahlung des Restbetrages im Jahre 1973. 

Dieser berechnet sich folgendermaßen (um 
der Tatsache Rechnung zu tragen, daß die 
Prämie nur 130 RE/Kuh ab elfter Kuh des 
Tierbestandes beträgt): aufgrund der Er- 
gebnisse der Kuhabschlachtaktion 1969/70 
schätzt man, daß 15®/o der Kühe der 
Gruppe sechs Kühe und mehr aus Tier- 
beständen von elf Kühen und mehr stam- 
men. 

Da der Durchschnitt dieser Tierbestände 
wahrscheinlich bei 15 Kühen liegen wird, 
wird die volle Prämie (200 RE) auf zwei 
Drittel der Kühe dieser Tierbestände ent- 
fallen, der verminderte Prämiensatz (130 
RE) auf ein Drittel dieser Kühe. 
Abschließend und der Tatsache Rechnung 
tragend, daß die Anzahlung von 100 RE 
schon ausgezahlt worden sein soll: 
für 5 ^/o der Kühe (ein Drittel von 15®/o) 
beläuft sich der Restbetrag auf 30 RE/Kuh, 
für 95 ®/o der Kühe beträgt dieser Rest- 
betrag 100 RE/Kuh. 

Der durchschnittliche Restbetrag je Kuh 
beträgt also: 


(5X30) + (95X100) 

Too 


96,5 RE/Kuh. 


Finanzierung : 

— 1971: 

1 . 125 000 Kühe zu 200 RE = 25 000 000 RE 

2. 125 000 Kühe zu 100 RE 

(Anzahlung) = 1 2 500 000 RE 

zu zahlender Gesamtbetrag 37 500 000 RE 
Anteil des EAGFL (50 ^/o) 1 8 750 000 RE 


— 1972: 

1 . 0 
2 . 0 

— 1973: 

1 . 0 

2. 1 25 000 Kühe zu 96,5 RE = 12 062 500 RE 
Anteil des EAGFL (50 Vo) 6 031 250 RE 


II. Prämie für Nichtvermarktung 

Aufgestellte Hypothesen: 

1. 250 000 Kühe werden 1971 prämienbegünstigt: 

a) davon 90 ‘Vo zum Satz von 250 RE, also 
225 000 Kühe, 

b) davon 5 Vo zum Satz von 200 RE, also 
12 500 Kühe, 

c) davon 5‘’/o zum Satz von 130 RE, also 
12 500 Kühe 

(Schätzung auf der Grundlage der Ergeb- 
nisse, die sich aus der für 1969/70 bewillig- 
ten Prämienregelung für die Nichtver- 
marktung ergeben). 

Finanzierung : 

2. Auszuzahlende Beträge: 

a) 225 000 Kühe zu 250 RE = 56 250 000 RE 

b) 1 2 500 Kühe zu 200 RE = 2 500 000 RE 

c) 1 2 500 Kühe zu 1 30 RE = 1 625 000 RE 

a + b + c 60 375 000 RE 

Anteil des EAGFL (50 Vo) 30 187 500 RE 

3. a), b), c) werden im ersten Jahr eine An- 
zahlung von 100 RE/Kuh erhalten: 

250 000 Kühe X 100 RE = 25 000 000 RE. 

Hinsichtlich des Restbetrages geht man von 
dem Grundsatz aus, daß 

die Hälfte im zweiten Jahr gezahlt wird (B 1) 

die Hälfte im dritten Jahr gezahlt wird (B 2) 

Restbetrag V 2 Restbetrag 
pro Einheit pro Einheit 

a) 150 RE/Kuh 75 RE/Kuh 

b) 100 RE/Kuh 50 RE/Kuh 

c) 30 RE/Kuh 15 RE/Kuh 

Gesamtbetrag: a + b + c = 60 375 000 RE — 
25 000 000 RE = 35 375 000 RE 

y ^2 Gesamtbetrag: ^ ^ ^ ^ 
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Finanzierung: 

— 1971 

250 000 Kühe zu 100 RE (Anzahlung) 25 000 000 RE 

Beteiligung des EAGFL (50 ^ o) 12 500 000 RE 


— 1972 (^'2 Restbetrag) 

225 000 Kühe zu 75 RE 
12 500 Kühe zu 50 RE 


12 500 Kühe zu 15 RE 17 687 500 RE 

Beteiligung des EAGFL (50 o) 8 843 750 RE 

— 1973 (V 2 Restbetrag) 17 687 500 RE 

Beteiligung des EAGFL (50 « o 8 843 750 RE 


IIJ. Wiederholung der sich aus der Verordnung ergebenden Gesamtausgaben 
(Gesamtbetrag abgerundet und ausgedrückt in Millionen RE) 


Jahr 


Gesamtausgabe 


Zu Lasten der Abteilung 
Ausrichtung des EAGFL (Mül. RE) 



Abschaffung 

Nicht- 

vermarktung 

Total 

Abschaffung 

Nicht- 

vermarktung 

Total 

1971 

37 

25 

62 

18,5 

12,5 

31 

1972 

— 

18 

18 

— 

9 

9 

1973 

12 

18 

30 

6 

9 

15 

Total 

49 

61 

110 

24,5 

30,5 

55 
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Begründung 


Mit Ratsverordnung (EWG) Nr. 1975/69 vom 6. Ok- j 
tober 1969 wurde eine Prämienregelung für die 1 
Schlachtung von Kühen und die Nichtvermarktung j 
von Milch und Milcherzeugnissen eingeführt. j 

Die vorläufigen Ergebnisse wurden dem Rat für die | 
Schlachtprämie mit Dokument R/819/70 (Agri 243) ; 
vom 23. April 1970 und für die Prämie für die Nicht- l 
Vermarktung von Milch und Milcherzeugnissen mit i 
Dokument R/ 1535/70 (AGRI 496) vom 10, Juli 1970 
mitgeteilt. 

i 

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen ist die Kom- | 
mission der Auffassung, daß die bisher geltenden i 
Bestimmungen in einigen Punkten geändert werden i 
müssen, um die Erfahrungen zu erweitern und zu > 
vertiefen. Mit dem dem Rat vorgelegten Verord- 1 
nungsentwurf soll also die Prämie für die Schlach- ! 
tung durch eine Prämie für die Abschaffung der ; 
Milchkühe ersetzt werden. Die Änderungsvorschläge 
zu der Prämie für die Nichtvermarktung von Milch 
und Milcherzeugnissen sollen dieser Prämie einen 
größeren Anreiz verleihen. 

I. Prämie für die Abschaffung der Milchkühe 

Es hat sich gezeigt, daß das angestrebte wirt- 
schaftliche Ziel, nämlich eine Sendung der Milch- 
produktion, erreicht werden kann, indem die Ab- 
schlachtprämie durch eine Prämie für die Ab- 
schaffung der Milchkühe ersetzt wird. Die Höhe 
dieser Prämie wurde auf 200 RE je abgeschaffte 
Milchkuh für die zehn ersten Kühe und auf 
130 RE für die ab der elften Kuh abgeschafften 
Milchkuh festgesetzt. 

Im Gegensatz zu dem bisher geltenden System 
hat der Landwirt jetzt die Möglichkeit, sich 
seiner Kühe auf andere Weise als durch Schlach- 
tung zu entledigen. Der Gesamtbetrag der Prämie 
wird übrigens auch nicht mehr begrenzt sein. 

II. Prämie für die Nichtvermarktung von Milch und 
Milcherzeugnissen 

Das Prinzip für die Gewährung der Prämie in der 
Verordnung (EWG) Nr. 1095/69 wird beibehalten. 
Jedoch werden folgende Änderungen vorge- 
nommen: 

1. Die Erfahrung hat gezeigt, daß eine Reihe 
von Tierhaltern zögert, die Verpflichtung zur 
definitiven Einstellung der Milchproduktion 
einzugehen. Daher wurde die Verpflichtung, 
keine Milch oder Milcherzeugnisse mehr zu 
liefern, auf fünf Jahre beschränkt. 


2. In einigen Gebieten der Gem.einsrhaft hätte 
sich diese Maßnahme stärker auswirken kön- 
nen, wenn es zur Berücksichtigung der 
lokalen natürlichen Bedingungen möglich ge- 
wesen wäre, Milchkühe durch Schafe zu er- 
setzen. 

Unter diesen Umständen werden in der Durch- 
führungsverordnung der Kommission, die auf 
Grund von Artikel 11 dieser Verordnung 
erlassen wird, die Schafe zur Berechnung der 
Großvieheinheiten auf folgender Grundlage 
berücksichtigt: 

5 Mutterschafe 

älter als ein Jahr = 1 Großvieheinheit 
10 Schafe 

jünger als ein Jahr = 1 Großvieheinheit 

3. Die Durchführungsverordnung der Kommis- 
sion wird ebenfalls vorsehen, daß die Groß- 
vieheinheit auch die ersttragenden Färsen 
umfassen kann. 

4. Zur Festsetzung der Prämienhöhe erschien es 
notwendig, die für die Gewährung der Prämie 
maßgebliche Mindestmenge auf 1200 Liter je 
Kuh und Jahr herabzusetzen. Ferner erschien 
es angebracht, die Prämie nach dem Umfang 
der Lieferungen zu staffeln. Zu diesem Zweck 
wurden drei Stufen vorgesehen. 

5. Nach der bisherigen Regelung mußte die Zahl 
der gehaltenen Einheiten an ausgewachsenen 
Rindern mindestens der Zahl der am Tag der 
Antragstellung gehaltenen Milchkühe ent- 
sprechen. Es wird vorgeschlagen, daß die Zahl 
der von dem Antragsteller zu haltenden Ein- 
heiten an ausgewachsenen Rindern minde- 
stens der Zahl aller am Tag der Antrag- 
stellung gehaltenen Einheiten an ausgewach- 
senen Rindern entspricht. 

6. Zur Präzisierung des Verfahrens für den Fall 
der Nachfolge oder der Aufgabe des Betriebs 
durch den ersten Prämienempfänger wurde 
der Begriff Betrieb genauer abgegrenzt. Fer- 
ner wurde vorgesehen, daß die Durch- 
führungsverordnungen zu dem vorliegenden 
Entwurf ausdrücklicher als bisher die Fälle 
nennen, in denen der erste Prämienempfänger, 
der seinen Betrieb aufgibt, die erhaltenen 
Vorauszahlungen behalten kann. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die bis- 
herigen Bestimmungen für die Finanzierung die- 
ser Prämien beibehalten wurden. 
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